
RECHT
DER UMWELT

www.manz.at/rdu

RdU

Schriftleitung + Redaktion Ferdinand Kerschner
RedaktionWilhelm Bergthaler, Eva Schulev-Steindl
StändigeMitarbeiter W. Berger,M. Bydlinski, D. Ennöckl, B.-C. Funk, D. Hinterwirth,

W. Hochreiter, P. Jabornegg, V. Madner, F. Oberleitner, B. Raschauer,
N. Raschauer, P. Sander, J. Stabentheiner, E. Wagner, R. Weiß Juni 2019 03

ISSN 1022-9442 Österreichische Post AG Info.Mail Entgelt bezahlt Retouren an Verlag Manz, Gutheil Schoder Gasse 17, 1230 Wien

89 – 132

Schwerpunkt Naturschutz

Wolf im Spannungsfeld zwischen Artenschutz und Zwangsabschuss
Dominik Geringer und Patrick Schechtner £ 93

Was haben Lawinen mit Wildbächen zu tun? Peter Bußjäger £ 98

Wenn Anleihen grün werden – der „Green Bonds“-Rechtsrahmen
Eva-Maria Ségur-Cabanac und Armin Assadi £ 104

EU-Gebiets- und Artenschutz-Judikatur: CEF-Maßnahmen ade?
(Teil 2) Volker Mauerhofer £ 109

Aktuelles Umweltrecht

EK: nachhaltigeres Europa bis 2030 £ 114

2. Altlastenatlas-V – Nov 2018 £ 116

Nov der DüngemittelV £ 117

Leitsatzkartei

Schwerpunkt Gewerbe- und Baurecht £ 119

Umwelt & Technik

Mobile Behausungen im Grünland Paul Weismann £ U&T 18

Digitalisierung imVerwaltungsverfahren ElisabethMühlberger £ U&T 23

Rechtsprechung

EuGH zur Zulässigkeit der Borkenkäferbekämpfung
Erika M. Wagner und Daniela Ecker £ 123

VwGH klassifiziert Trassenaufhieb als Rodung
Gregor Schamschula £ 125

OGH: Ausgleichsanspruch bei Brand in Abfallentsorgungsanlage
Erika M. Wagner £ 128



Schnell und Aktuell Martin Niederhuber und Peter Sander

RdU 2019/54

A. Legistik

1. AWG-Rechtsbereinigungsnovelle 2019
Mitte April hat die BMNT den Entwurf zur AWG-Rechtsbereini-
gungs-Nov 2019 veröffentlicht. Bis 9. 5. 2019 konnte man Stel-
lungnahmen abgeben, eine parlamentarische Befassung ist ob
der jüngsten politischen Ereignisse jedoch nicht alsbald zu erwar-
ten. Durch die Novelle soll bspw das abfallrechtliche Erlaubnis-
recht adaptiert werden, Zwischenlagererfordernisse für Sammler
nicht gefährlicher Abfälle sollen entfallen, der Informationsgehalt
des EDM hinsichtlich des Erlaubnisumfangs soll aufgewertet wer-
den. Auch im Anlagenrecht tut sich einiges: Zahlreiche Ausnah-
metatbestände des § 37 Abs 2 AWG sollen präzisiert werden, im
Anzeigeverfahren nach § 37 Abs 4 AWG sollen neue, teilweise
weiter gefasste Tatbestände aufgenommen werden. Und übrigens:
Das „Plastiksackerlverbot“ wird mit dieser Nov auch eingeführt.

B. Judikatur

1. Konsenswidrige Zwischenlagerungen von Abfall
eben nur konsenswidrig

Knalleffekt im Bereich des ALSAG: Mit Erk eines versSen v
27. 3. 2019, Ro 2019/13/0006, hat der VwGH seine 2013 begon-
nene und in der Lit stark kritisierte1) Judikaturlinie zur konsens-
widrigen Zwischenlagerung von Abfällen bzw daraus resultieren-
den ALSAG-Beitragspflichten radikal geändert. Zur Erinnerung:
Der VwGH hat mit seiner E v 24. 1. 2013 eine durchwegs rich-
tungsweisende E betreffend § 3 Abs 1 Z 1 lit c ALSAG getroffen:
Fehlen Bewilligungen, waren demnach auch Zwischenlagerungen,
die die zeitliche Komponente des ALSAG-Tatbestands gar nicht
erfüllt haben, einer Abgabenpflicht unterworfen. Auch wurden
auch bloße Auflagenverstöße bei vorhandenen Zwischenlage-
rungsbewilligungen als abgabenpflichtig angesehen.

Im aktuellen Erk v 27. 3. 2019 klingt das nun ganz anders: „§ 3
Abs 1 Z 1 ALSAG knüpft – auch in der Verwendung der Begriffe
„Ablagern“ und ,,Lagern“ – an dieses Regelungsgefüge an und verfolgt
in lit b, wie im Schrifttum schon angemerkt wurde, den Zweck, die ua
für das Einbringen von Abfällen in einen Deponiekörper vorgesehene
Beitragspflicht auf Fälle auszudehnen, in denen die Dauer einer Zwi-
schenlagerung dasMaß überschreitet, bis zu dem sie ohne Einhaltung
der Bestimmungen für Deponien zulässig ist. [. . .] Eine Vorschrift, die
kürzere Zwischenlagerungen dem Altlastenbeitrag unterwirft, exis-
tiert nicht. [. . .] Das Gesetz enthält [keinen] Tatbestand für vorüber-
gehendes Lagern[. . . .] Ordnet der Gesetzgeber eine Beitragspflicht an
und nimmt er bestimmte Tätigkeiten davon aus, so kann sich die (in
§ 3 Abs 1a ALSAG nun ausdrücklich geregelte) Frage stellen, ob da-
mit nur Tätigkeiten gemeint sind, für die alle nötigen Bewilligungen
vorliegen. § 3 Abs 1 Z 1 lit b ALSAG wirft aber nicht die Frage auf,
ob der Gesetzgeber unter bestimmten Voraussetzungen auch kürzere
Zwischenlagerungen erfassen wollte und es nur planwidrig unterließ,
einen diesbezüglichen Tatbestand für die Selbstberechnungsabgabe
(§ 9 Abs 2 ALSAG) ins Gesetz aufzunehmen.“

Damit wird nun der Kritik Rechnung getragen: Nur die länger
als ein/drei Jahre dauernde Lagerung von Abfällen löst überhaupt
den Abgabentatbestand aus, allfällige Konsenswidrigkeiten blei-
ben daher verwaltungsstraf- und -polizeirechtlich relevant, führen
aber nicht zu einer Abgabe.

2. Am Heumarkt wird wieder gecatcht
Das BVwG hat sich jüngst mit dem Heumarkt-Areal in Wien aus-
einander gesetzt (9. 4. 2019, W104 2211511-1/53E). Konkret dreht
sich alles um die Frage, ob und in welchem Ausmaß eine UVP-
Relevanz für Projekte innerhalb von UNESCO-Schutzzonen gege-
ben sein könnte, wenn der UVP-Tatbestand nicht auf dieses
schutzwürdige Gebiet abstellt. Bemerkenswert an der E des BVwG
ist, dass im gegenständlichen UVP-Feststellungsverfahren der
Projektwerber noch während des laufenden Verfahrens vor dem
BVwG seinen verfahrenseinleitenden Antrag zurückgezogen hat.
Das BVwG war davon wenig beeindruckt und hat unter Berufung
auf das Erk des VwGH v 29. 11. 2018, Ra 2016/06/0034, das Ver-
fahren amtswegig fortgeführt.2)

3. Dritte Piste: an ended story
Mit Erk v 6. 3. 2019 (Ro 2018/03/0031) hat nach dem VfGH nun-
mehr auch der VwGH das letzte Wort in der Causa „Dritte Piste“
gesprochen. Nachdem zuvor bereits zweimal der VfGH den Beurtei-
lungsgegenstand inhaltlich „zurechtgestutzt“ hat, hat nun erstmals
der VwGH selbst Stellung genommen. Hier ging es vorrangig um
die Themen Fluglärm (Beschränkung auf objektseitige Maßnahmen)
und Klimaschutz. Hinsichtlich letzterem hat sich der VwGH zu der
Aussage hinreißen lassen, dass das UVP-G 2000 Auswirkungen auf
das globale Klima und nicht bloß auf das Mikroklima berücksichtigt
wissen will. Konsequenterweise wurde das Erk des BVwG (im zwei-
ten Rechtsgang) aufrecht erhalten, da laut VwGH eine Zurechnung
von Treibhausgasemissionen aus Flügen zur oder von der dritten
Piste rein anlagenrechtlich nicht zulässig wäre. Es sieht daher so
aus, als wäre hier wohl der Schlusspunkt gesetzt worden.3)

4. Restposten und Retouren kein Abfall?
In der Rs C-624/17, Tronex, hat GA Kokott eine Lanze für den
Reuse-Bereich im Rahmen des europäischen Abfallrechts gebro-
chen: Wohl begründet wird in den SA nämlich ausgeführt, dass
Restposten (an Elektroaltgeräten), die zu einer alternativen Wei-
terverwendung eingesammelt werden, sowie Retouren in ungeöff-
neten Originalverpackungen keine Abfälle iSd Abfall-RRL darstel-
len sollen. Auch eine Funktionsüberprüfung von Retourwaren,
welche zwar nicht mehr originalverpackt sind, aber nach Funk-
tionsüberprüfung ebenfalls wieder in Verkehr gebracht werden
sollen, sollen vom Abfallbegriff nicht umfasst sein. Im Umkehr-
schluss bedeutet dies freilich, dass sämtliche andere Retouren ent-
sprechend diesen Einordnungen dann doch als Abfall iSd Abfall-
RRL angesehen werden sollen.4)

Umweltrechtsblog.at
Assoz. Univ.-Prof. Dr. Daniel Ennöckl und RA
Dr. Peter Sander betreiben gemeinsam mit dem
ÖWAV das Projekt www.umweltrechtsblog.at,
einen Webblog, der Entwicklungen und Er-
kenntnisse tagesaktuell einer breiten Öffentlich-
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1) Siehe umweltrechtsblog.at v 20. 6. 2013 (Sander) oder v 28. 8. 2015 (Schlatter).
2) Umweltrechtsblog.at v 16. 4. 2019 (Niederhuber).
3) Umweltrechtsblog.at v 26. 3. 2019 (Schamschula).
4) Umweltrechtsblog.at v 4. 3. 2019 (Sander).


